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Der ADAC e.V. ist ein nicht-wirtschaftlicher Verein, der seine vorrangige Aufgabe in der Förderung und 
Aufrechterhaltung der Mobilität seiner Mitglieder sieht. Hilfe, Rat und Schutz nach Panne, Unfall und 
Krankheit beschreiben den Kern der Tätigkeiten. Ein hohes Engagement zeigt der ADAC für die Ver-
kehrssicherheit sowie die Verkehrserziehung. Unabhängige Verbraucherschutztests dienen der Aufklä-
rung der Mitglieder und tragen u. a. zu Fortschritten bei der Fahrzeugsicherheit, beim Umwelt- und 
Klimaschutz bei. Der ADAC ist ein anerkannter Verbraucherverband. Die Beratungsleistung für Mitglie-
der umfasst juristische, technische sowie touristische Themen. Zusätzlich gilt der Einsatz des ADAC der 
Förderung des Motorsports und des Tourismus sowie der Erhaltung, Pflege und Nutzung des kraft-
fahrttechnischen Kulturgutes, der Förderung der Luftrettung sowie der Wahrnehmung und Förderung 
der Interessen der Sportschifffahrt. Im Rahmen der Interessensvertretung setzt sich der ADAC für die 
Belange der Verkehrsteilnehmenden sowie für Fortschritte im Verkehrswesen unter Berücksichtigung 
des Umwelt- und Klimaschutzes ein. Der ADAC ist eingetragen im Lobbyregister des Deutschen Bun-
destags nach dem Lobbyregistergesetz, Registernummer: R002184. Die Interessensvertretung wird auf 
der Grundlage des Verhaltenskodex nach dem Lobbyregistergesetz und dem ADAC Verhaltenskodex 
Interessensvertretung betrieben. 

 

Der ADAC e. V. bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bun-
desministeriums für Digitales und Verkehr für eine „Verordnung zur Änderung der Elektrokleinstfahr-
zeuge-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“ und nimmt wie folgt Stel-
lung: 

 

Übergeordnete Anmerkungen 
 
Die Novelle der Elektrokleinstfahrzeug-Verordnung (eKFV, bei der es vorrangig um E-Scooter geht, ent-
hält nach Ansicht des ADAC sinnvolle Ansätze, um Probleme anzugehen, die seit deren Inkrafttreten 
2019 offenbar geworden sind.  
 
Das zentrale Problem des fehlenden Opferschutzes lässt sie jedoch unberücksichtigt. So greift bei E-
Scootern bisher aufgrund ihrer Geschwindigkeit von maximal 20 km/h keine Gefährdungshaftung nach 
§§ 7, 8 StVG. Daher muss derjenige, der heute schuldlos durch einen E-Scooter zu Schaden kommt, dem 
E-Scooter-Fahrer ein persönliches Verschulden nachweisen, um von der Versicherung Schadenersatz zu 
erhalten. Kann dieser Nachweis nicht geführt werden, da z.B. bei einem auf dem Radweg liegenden E-
Scooter nicht festgestellt werden kann, wer ihn dort hingelegt hat, geht ein Radfahrer, der aufgrund des 
Fahrzeugs gestürzt ist, leer aus. Bei einer Haftung aus der Betriebsgefahr für E-Scooter würde jedoch 
der Radfahrer von der Haftpflichtversicherung entschädigt werden. 
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Aus Sicht des ADAC bleibt daher der Opferschutz ohne die Einführung der Gefährdungshaftung für E-
Scooter weiterhin auf der Strecke. Daher sollte im Rahmen dieser Novelle der eKFV dringend eine ent-
sprechende Haftungsregelung für E-Scooter aufgenommen werden. So sieht es auch der Deutsche Ver-
kehrsgerichtstag, der in einem Arbeitskreis bereits 2022 eine entsprechende Forderung ausgesprochen 
hat, die jedoch bis heute von der Politik nicht umgesetzt wurde. Nun besteht die Gelegenheit, dies zu 
ändern. 
 
In diesem Zusammenhang sollte auch die Vorschrift des § 56 FZV (in Verbindung mit Anlage 18 der 
FZV) auf den Prüfstand gestellt werden, in der die Größe der Versicherungsplakette geregelt ist. Bei 
der derzeit vorgeschriebenen Größe ist die Frage berechtigt, ob mit dieser die Anforderungen des § 56 
Absatz 3 Satz 4 FZV erfüllt werden, dass das Kennzeichen aus einer Entfernung von 8m lesbar sein soll. 
Zumindest während der Fahrt des E-Scooters dürfte das derzeit nicht möglich sein, so dass es für einen 
Geschädigten kaum möglich ist, dass Kennzeichen beispielsweise im Falle einer Unfallflucht abzulesen.  
 
Im Übrigen möchten wir als ADAC e.V. folgende Punkte zum Verordnungsentwurf im Einzelnen an-
merken: 
 

Artikel 1 (Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung - eKFV) 
  

• 4. b) (Änderung des Absatzes 4 in § 5) 

Bei der Regelung hinsichtlich der Fahrtrichtungsanzeiger sollte konkretisiert werden, dass diese stets 
sichtbar sein müssen – gerade, wenn diese am Lenker angebracht sind.  
 
Aus Sicht des ADAC e.V. besteht hier bei großen Kleidungsstücken oder Personen die Gefahr, dass die 
Blinker von hinten durch andere Verkehrsteilnehmer nicht zu sehen sind, da diese von der Statur des 
Fahrers verdeckt werden. In der Begründung (zu Buchstabe bb) auf Seite 26) wird zwar das Thema „Ver-
decken“ angesprochen, allerdings nur durch die Hand, was das geringere Problem sein dürfte. 
 

• 4. b) aa)  (Blinker bei Ein- und mehrspurigen eKF) 

Die Ausnahme von mehrspurigen Elektrokleinstfahrzeugen erscheint aus Gründen der Verkehrssicher-
heit nicht nachvollziehbar, zumal ein Rückgriff auf die Definition der Mehrspurigkeit gem. Art. 3 Nr. 72 
VO (EU) 168/2013 nicht möglich ist. Damit können auch ähnlich instabile Fahrzeuge mit einem Doppel-
rad vorn oder hinten ausgenommen sein. Die Ausrüstungspflicht sollte sich des ADAC e.V. daher auch 
auf mehrspurigen eKF beziehen. 
 

• (nicht enthalten im Entwurf), § 8 eKFV alt 

Der bisherige § 8 erfährt nach dem Entwurf keine Änderungen. Unseres Erachtens sollte diese Norm als 
Verhaltensrecht auch in die StVO überführt werden.  
 
Wichtig ist aus Sicht des ADAC e.V. in jedem Fall, dass in der Formulierung für den Laien klar erkennbar 
ist, dass er ein eKF nur alleine nutzen darf. Der Hinweis auf die Personenbeförderung in der bisherigen 
Fassung ist hier nicht klar genug, wie die Praxis auf der Straße zeigt. 
 

• 7. (Entfallen der §§ 9-13) 

Durch das Entfallen des § 10 eKFV entsteht die Änderung, dass künftig E-Scooter nur dann Radverkehrs-
anlagen benutzen müssen, wenn diese auch für Radfahrer benutzungspflichtig sind. Es erscheint wün-
schenswert, die aktuelle Regelung beizubehalten, wonach vorhandene Radverkehrsanlagen stets be-
nutzt werden müssen. 
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• 9. (neuer § 14a, Experimentierklausel) 

§ 1 eKFV definiert auch in der geplanten Änderung diejenigen Fahrzeugtypen, die als Elektrokleinstfahr-
zeug angesehen werden sollen. Damit werden – wie bisher – zahlreiche bereits auf dem Markt befind-
liche Mobilitätsformen wie E-Skateboards, Hoverboard, One-Wheels etc. ausdrücklich und beabsichtigt 
nicht erfasst. Der ADAC e.V. fordert in diesem Zusammenhang, dass diese bereits bekannten Mobilitäts-
formen nicht über die Experimentierklausel des § 14a „durch die Hintertür“ eine Ausnahmegenehmi-
gung bekommen können.  
 

• 9. (neuer § 14a, Absatz 1 Nr. 5, Lagerfahrzeuge) 

Die Regelungen zu den Lagerfahrzeugen passen nicht zur Überschrift und Thematik und dem weiteren 
Inhalt des geplanten neuen Paragraphen. Wir empfehlen daher diese Regelungen an anderer Stelle auf-
zunehmen. 
 

• 10. a) (Änderung des § 15) 

Die geplante Neufassung des Absatz 3 kann missverstanden werden, da die Formulierung „kann“ auf 
ein Ermessen der Behörden schließen lässt. Das „kann“ sollte durch ein „wird“ ersetzt werden. So würde 
man wie in der StVZO klarstellen, dass für Fahrzeuge, die nach altem Recht erstmalig in den Verkehr 
kamen, die damaligen Regelungen fortgelten. 
 

Artikel 2 (Änderung der Bußgeldkatalogverordnung) 
 

• Nr. 235/235a BKatV in Abgrenzung zu § 6 PflVG (Fahren ohne Versicherungsschutz) 

Im Rahmen der Reform sollte aus Sicht des ADAC e.V. bei diesen Nummern durch die Formulierung des 
Tatbestands klargestellt werden, in welchem Verhältnis diese Ordnungswidrigkeiten zur Straftat des 
Fahrens ohne Versicherungsschutz nach § 6 PflVG stehen. Umfasst die Ordnungswidrigkeit nur das In-
betriebsetzen ohne am Fahrzeug angebrachte gültige Versicherungsplakette (eine gültige Versiche-
rungsplakette ist jedoch für dieses Fahrzeug vorhanden) oder sind damit auch die Fälle gemeint, bei 
denen gar keine gültige Versicherungsplakette vorhanden ist? Für letzteren Fall würde sich dann die 
Frage stellen, warum hier kein Fall des § 6 PflVG und damit eine Straftat vorliegt, wie das bei anderen 
unversicherten Kraftfahrzeugen der Fall wäre. 
 

Artikel 3 (Änderung der Straßenverkehrsordnung) 
 

 
Durch die Streichung der §§ 9 – 13 eKFV und der Verlagerung der dort enthaltenen Regelungen in die 
StVO soll eine Angleichung der Verhaltensvorschriften der Fahrer von eKF an die der Radfahrer erfol-
gen. Aus Sicht des ADAC e.V. ist bei der Beurteilung, ob eine gemeinsame Nutzung von Gehwegen und 
Fußgängerzonen angemessen ist, differenziert vorzugehen. Dürfen bei entsprechender Beschilderung 
auch Fahrräder fahren, sollen diese Flächen durch die Kommunen nun auch für eKF freigegeben werden 
können. E-Scooter sollten auf dafür freigegebenen Gehwegen und Fußgängerzonen nur dann geduldet 
werden, wenn diese die Schrittgeschwindigkeit einhalten und der Gehweg dafür auch über eine ausrei-
chende Fläche zur gemeinsamen Nutzung verfügt.  
 
Ein Ausschlusskriterium bleibt für Radfahrer wie auch E-Scooter eine unbeschränkte Fahrt durch eine 
Fußgängerzone. Diese kann maximal mit einer Fahrbahn durchkreuzt werden. Hierfür ist eine definierte 
Fläche für die Verkehrsmittel Rad und E-Scooter gut erkennbar zu markieren.  
 
Im Hinblick auf die Nutzung von Busspuren, die für Radfahrer freigegeben sind, ist die Ausgangssitua-
tion eine andere. Während sich E-Scooter-Fahrer und Radfahrer auf für sie freigegebenen Gehflächen 
an die Geschwindigkeit der Fußgänger anpassen müssen und können, ist die Angleichung der 
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Geschwindigkeiten auf der Busspur mit den dort eingesetzten Bussen nicht möglich. Sollte die Freigabe 
über lange Distanzen erfolgen, würde dies zu einer Verlangsamung des ÖPNV führen. Dies gilt es zu 
vermeiden. 
 
Zusammenfassend ist aus Sicht des ADAC e.V. festzustellen, dass eine Duldung von E-Scootern auf Geh-
flächen, die auch der Radverkehr nutzen kann, in Ausnahmefällen toleriert werden kann. Sollte es ver-
mehrt zu Konflikten oder Unfällen kommen, sind entsprechende Maßnahmen zu treffen.  Eine Öffnung 
der Busspuren für E-Scooter-Fahrer und Radfahrer ist jedoch gänzlich zu vermeiden.   
 
Zu den einzelnen Punkten der Überführung der Vorschriften in die StVO nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

• 1. a) ccc) (Elektrokleinstfahrzeuge bei winterlichen Straßenverhältnissen, § 2 Nr. 7 StVO) 

Hier stellt sich aus Verkehrssicherheitsgesichtspunkten die Frage, ob eine Aufnahme der Elektrokleinst-
fahrzeuge als weitere Ausnahme unter 7. sinnvoll ist oder vom Gesetzgeber nur der Vollständigkeit hal-
ber erfolgt. Denn nach Absatz 3a Satz 4 würden die dort genannten Vorgaben wie z. B. die nach Nr. 1, 
dass vor jeder Fahrt geprüft werden muss, ob das Ziel nicht auch mit anderen Verkehrsmitteln erreicht 
werden kann, auch für diese Fahrzeuge greifen:  Ein faktisches Nutzungsverbot bei winterlichen Ver-
hältnissen. 

• 2. (Änderung des § 5 Absatz 4 StVO) 

Die hier vorgesehenen Änderungen in Absatz 4 sind aus Sicht des ADAC e.V. sinnvoll, da hier auf ein 
Einhalten des für andere (breitere) Kraftfahrzeuge notwendigen Überholabstands aufgrund der schma-
len Bauart der eKF verzichtet werden kann. 

• 5. (§ 12 Absatz 7 StVO, Abstellen) 

Hier hat die Praxiserfahrung der vergangenen Jahre gezeigt, dass der pauschale Verweis auf die Regeln 
für Fahrräder nicht ausreichend ist. Hier gibt es nämlich keine ausdrückliche Regelung, sondern nur 
Rechtsprechung, dass das Abstellen von Fahrrädern auf Gehwegen zulässig sein soll, wenn keine Fuß-
gänger, Rollstuhlfahrer etc. behindert werden.  Hier wäre es sehr wünschenswert, die Gelegenheit zu 
nutzen, dies an dieser Stelle zu regeln und dabei auch die Menschen mit Sehbehinderung ausdrücklich 
zu erwähnen. 

• Nr. 7 (§ 23 Absatz 3 StVO, Anhängen etc.) 

Die Klarstellung in dieser Norm, dass ein Anhängen auch für die Fahrer von eKF verboten ist, ist für die 
Praxis sinnvoll. 
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